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1
Einleitung

In Deutschland wird schon seit einigen
Jahrzehnten Strukturförderung von Bund
und Bundesländern betrieben. Diese natio-
nalen und länderspezifischen Förderstra-
tegien stehen nicht selten in Konkurrenz
zueinander. Die Strukturförderung des
Bundes zielt allgemein darauf ab, die Wett-
bewerbs- und Innovationsfähigkeit der
deutschen Wirtschaft zu verbessern. Die
Strukturpolitik der Länder beruht auf re-
gionalpolitischen Vorgaben unter Berück-
sichtigung der landesspezifischen Rah-
menbedingungen. Ein zunehmend wichti-
ger finanzieller und politischer Rahmen
sind in den letzten Jahren die Europäischen
Strukturfonds geworden.

Im Prinzip verfolgte die staatliche Struk-
turpolitik lange Zeit das Ziel, die Lebensbe-
dingungen in den Regionen anzugleichen
und die ökonomische und soziale Spaltung
in unserer Gesellschaft zu vermindern. Ob-
wohl nach Evaluierungsstudien diese aus-
gleichspolitische Strukturförderung durch-
aus erfolgreich war, geriet sie im Zuge von
Globalisierung und auferlegtem öffentli-
chen Sparzwang unter Druck. In den letz-
ten Jahren hat sich daher die Stoßrichtung
der Strukturpolitik in Deutschland grund-
legend verändert. Sie bewegt sich heute
zwischen Standortwettbewerb und Inno-
vationsförderung. Prägend ist nämlich der
Wettbewerb um die innovativsten Unter-
nehmen, die attraktivsten Standorte und
die besten Fachkräfte. In dieser Gemenge-
lage spielen beschäftigungspolitische As-
pekte kaum noch eine Rolle.Angesichts der
derzeitigen Konjunktur- und Strukturkrise
ist damit fraglich, ob alleine der Ausbau be-

2
Trends der wirtschaftlichen 
Entwicklung in Deutschland

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in ei-
ner tiefen konjunkturellen Krise. Finanz-
marktkrise und Konjunktureinbruch ver-
stärken sich wechselseitig – so schreibt das
Institut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung (IMK) in seinem letzten
Konjunkturbericht (IMK 2009). Zwar stieg
das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) im
Jahresdurchschnitt 2008 immerhin um
1,3 %, aber diese noch günstige Entwick-
lung ist auf das erste Quartal 2008 zurück-
zuführen. Im Jahresverlauf ist das BIP indes
um 1,4 % geschrumpft – im vierten Quar-
tal dürfte es einen beträchtlichen Rückgang
von saisonbereinigt 1,8 % gegeben haben.
Verantwortlich für diese Entwicklung ist
vor allem der Exporteinbruch infolge der
stark rückläufigen Auftragseingänge aus
dem Ausland, insbesondere bei den Inves-
titionsgütern. Damit gehen eine sinkende
Kapazitätsauslastung und deutlich schlech-
tere Finanzierungsbedingungen für be-
triebliche Investitionen einher. Die Kon-
junkturkrise trifft in weiten Teilen unserer
Wirtschaft mit einer Strukturkrise zusam-
men, die sich – je nach Branche – in eine
Absatz- und Produktkrise weiter ausdiffe-
renziert. Besonders dramatisch zeigt sich
dies momentan in der Automobilindustrie,
Teilen des Maschinenbaus und der Chemi-
schen Industrie.

Strukturpolitik in der Krise – Mehr als Standort-
wettbewerb und Innovationsförderung

Astrid Ziegler

Aktuell wird nicht nur weltweit über Konjunkturprogramme diskutiert, sie werden auch in großer Zahl und mit vor wenigen Monaten
kaum vorstellbaren finanziellen Mitteln umgesetzt. Einen Baustein stellen dabei Hilfspakete für Unternehmen dar, die infolge der 
Finanz- und Konjunkturkrise in Schwierigkeiten geraten sind. Damit gerät ein Politikfeld – die Strukturpolitik – in den Mittelpunkt
öffentlicher Debatten, das sonst eher stiefmütterlich behandelt wird. Der Staat hilft Unternehmen schon seit Jahrzehnten mit milliar-
denschweren Programmen; die Qualität der Arbeit und beschäftigungspolitische Ziele sollten jedoch stärker in den Fokus rücken.

stehender Instrumente – wie derzeit im
Konjunkturpaket I und II geschehen – die
in den nächsten Wochen und Monaten auf
uns zukommenden Arbeitsmarktprobleme
bewältigen kann. Oder ob nicht doch ein
grundlegender Politikwechsel beim Einsatz
strukturpolitischer Instrumente notwen-
dig wäre. Denn gerade in beschäftigungs-
politisch schwierigen Zeiten kann und darf
sich staatliches Handeln nicht selektiv nur
um die vermeintlich Starken kümmern
und nach Maßstäben einer betriebswirt-
schaftlichen Markt- und Wettbewerbsstra-
tegie handeln. Da neue Arbeitsplätze per
Saldo nicht so schnell entstehen wie alte
wegbrechen, sind staatliche Aktivitäten als
volkswirtschaftlich notwendig und nütz-
lich anzusehen, die den stattfindenden
Strukturwandel an traditionellen Indus-
triestandorten nachhaltig, d.h. ökono-
misch erfolgreich und sozial-ökologisch
ausgerichtet, gestalten und generell Be-
schäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt
sichern. Zu diesem Zweck muss der Staat
sich strukturpolitische Kompetenzen wie-
der aneignen.

Im Folgenden gebe ich zunächst einen
Überblick über die aktuellen Trends der
wirtschaftlichen Entwicklung (Abschnitt 2),
skizziere anschließend, welche Auswirkun-
gen die wirtschaftliche Entwicklung auf die
Beschäftigten hat (Abschnitt 3) und zeige
exemplarisch an der betrieblichen Unter-
nehmensförderung und der Umorientie-
rung strukturpolitischer Inhalte und Ak-
teure, welche untergeordnete Rolle mittler-
weile das Thema Beschäftigung spielt (Ab-
schnitt 4). Der Beitrag schließt mit der
Forderung nach einer Neuausrichtung der
Förderpolitik (Abschnitt 5). Astrid Ziegler, Dr., Wissenschaftlerin im WSI
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Auch ohne Konjunkturkrise gibt es in
Volkswirtschaften Größenverschiebungen
zwischen und innerhalb von volkswirt-
schaftlichen Teilbereichen. Ursachen dieses
Strukturwandels können prinzipiell drei
Gruppen – angebotsseitige, nachfrageseiti-
ge und institutionelle – zugeordnet werden
(Meißner/Fassing 1989, S. 60ff.). Sie be-
stimmen in ihrem Zusammenwirken die
langfristigen strukturellen Entwicklungen
der Volkswirtschaft und ihrer Teilbereiche.
Kennzeichen der langfristigen wirtschaftli-
chen Entwicklung der letzten Jahre sind in
Deutschland grob drei Trends:

(1) Einer der wesentlichen Trends ist die
Verflechtung von Industrie und Dienstleis-
tungen. Die Wertschöpfung erfolgt in zu-
nehmendem Maße in Wertschöpfungsket-
ten über verschiedene Branchen und Sek-
toren hinweg und nicht mehr vorrangig 
innerhalb traditionell abgegrenzter Bran-
chen. So ist z. B. der Industriesektor heuti-
ger Prägung ein enger Verbund von tradi-
tioneller industrieller Produktion und in-
dustrienahen Dienstleistungen. Zwar wird
heute der weit überwiegende Teil des Brut-
toinlandsprodukts im Dienstleistungssek-
tor erwirtschaftet, aber die Wachstumsdy-
namik in diesem Sektor wird maßgeblich
von der Nachfrage nach unternehmensbe-
zogenen und industrienahen Dienstleis-
tungen gespeist, die ihrerseits von der In-
dustrieproduktion und der Endnachfrage
nach industriellen Produkten abhängt.
Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung ei-
ner Branche kann deswegen nicht mehr
nur durch die Zahl der dortigen Arbeits-
plätze gemessen werden. Der Blick muss
auf die gesamte Wertschöpfungskette – im
Falle der Industrie auf den gesamten In-
dustrie-Dienstleistungsverbund gerichtet
werden. Und: Der industrielle Sektor hat 
nach wie vor eine hohe Relevanz für Pro-
duktion und Beschäftigung in Deutsch-
land, wobei die besonders exportorien-
tierten Industrien (der sogenannte Ex-
port-Kern) eine hervorgehobene Stellung
einnehmen (Lichtblau/Ziegler 1991; Kalm-
bach et al. 2005).

(2) Die wirtschaftliche Entwicklung und
insbesondere die Unternehmensentwick-
lung sind durch eine forcierte Internatio-
nalisierung und dabei aus deutscher Sicht
vor allem durch eine Europäisierung ge-
kennzeichnet. Einerseits betrifft dies so-
wohl Handels- und Kapitalströme als auch
Unternehmensstrukturen und Unterneh-

mensstandorte. So haben Auslandsinvesti-
tionen deutscher Unternehmen, speziell in
europäische Nachbarländer, und eine zu-
nehmende grenzüberschreitende Kapital-
verflechtung zur Herausbildung euro-
päisch bzw. weltweit agierender Konzerne
geführt. Deutsche Unternehmen nutzen
die Chancen offener Märkte für Investitio-
nen und zusätzliche Produktion. Sie verla-
gern Unternehmensteile ins Ausland oder
gliedern sie aus. Sie bauen neue Standorte
im Ausland auf.All dies führt dazu, dass die
Standortkonkurrenz innerhalb von Unter-
nehmen und Konzernen zunimmt.Ein klas-
sisches Beispiel dafür ist die Automobil-
industrie, die transnationale Produktions-
netze rund um den Globus aufgebaut hat
(Blöcker 2009).Wie das Beispiel Opel gera-
de anschaulich zeigt, erweisen sich diese in-
ternationalisierten Wirtschaftsbeziehun-
gen im Zuge der Konjunkturkrise im kon-
kreten Einzelfall als schwere Bürde.

Andererseits sind auch wirtschafts-
und industriepolitische Kompetenzen in
den vergangenen Jahrzehnten zunehmend
auf die europäische Ebene verlagert wor-
den. Wesentliche Regelungen wie z. B. die
Beihilfe- und Wettbewerbskontrolle, Rah-
menbedingungen der Strukturpolitik, inter-
nationale Abkommen und Außenhandels-
regulierungen, Umweltvorschriften und
anderes mehr werden mittlerweile auf eu-
ropäischer Ebene entschieden. Für Kon-
junkturprogramme bedeutet dies bei-
spielsweise, dass die europäischen Mit-
gliedstaaten in den letzten Wochen ihre
Programme bei der EU-Kommission ge-
nehmigen lassen mussten. Die EU-Kom-
mission überprüft ihrerseits, ob dadurch
europäische Wettbewerbsbestimmungen
verletzt werden.1

(3) In Deutschland wurde die wirtschaftli-
che Entwicklung zusätzlich seit Beginn der
1990er Jahre von der deutschen Vereini-
gung beeinflusst. Die Bilanz des Aufbaus
Ost fällt gemischt aus. Einige Regionen lei-
den immer noch an den Folgen der mas-
siven De-Industrialisierung, die im Zuge
der Wiedervereinigung einsetzte. An ande-
ren Standorten gelang es jedoch, Kerne ei-
ner wettbewerbsfähigen und neuen Wirt-
schaftsstruktur mit starken Branchenak-
zenten zu etablieren (Jakszentis/Hilpert
2005; Rosenfeld et al. 2006). Als Folge die-
ses Umstrukturierungsprozesses konzen-
trieren sich die staatlichen Hilfen der Wirt-
schaftsförderung auf Ostdeutschland, auch
im Jahr 20 der Wiedervereinigung liegen

die wirtschaftlichen Schwerpunkte vorran-
gig in den westlichen Bundesländern.

Aufgrund dieser Trends schreitet der na-
tionale, regionale und sektorale Standort-
wettbewerb auf internationaler Ebene wie
innerhalb Deutschlands unverändert vor-
an.

3
Wirkungen des 
Strukturwandels 
auf die Beschäftigten

Was bedeutet nun diese wirtschaftliche
Entwicklung für die Beschäftigten? Um
diese Frage zu beantworten, muss die ak-
tuelle Situation auf dem Arbeitsmarkt von
der Entwicklung vor der Krise unterschie-
den werden:

Die aktuelle Konjunkturkrise ist mitt-
lerweile am Arbeitsmarkt angekommen.
Noch weist die Statistik einen moderaten
Anstieg der Arbeitslosenzahlen aus, aber
die Hiobsbotschaften über geplante Entlas-
sungen mehren sich. Derzeit nutzen Be-
triebe massiv das beschäftigungspolitische
Instrument der Kurzarbeit, um Zeit zu ge-
winnen, kurzfristig Kosten zu senken und
sich nicht durch voreilige Entlassungen
substanziell zu schaden (Seifert 2009).

Aber auch schon in wirtschaftlich we-
niger turbulenten Zeiten hat der Struktur-
wandel in vielen Situationen die Risiken für
die Beschäftigten verschärft. Nach der WSI-
Betriebsrätebefragung von 2007 nutzte
z. B. ein nicht unerheblicher Teil der Ar-
beitgeber betriebliche Umstrukturierungs-
maßnahmen wie Verlagerung oder Aus-
gliederung, um sowohl am bisherigen
Standort als auch im verlagerten und aus-
gegliederten Betrieb Druck auf die Be-
schäftigten auszuüben und die Löhne zu
senken oder die Arbeitszeiten auszuweiten
(Ziegler 2008). Wie die Zahlen der Be-
triebsrätebefragung zeigen, hatten zwar
Verlagerungen und Ausgliederungen am
bisherigen Standort in gut der Hälfte der
Betriebe keine Auswirkungen auf die Ar-
beitsbedingungen. In einem Teil der Be-
triebe mit Standortverlagerungs- und Aus-
gliederungserfahrung schätzten die Be-

1 Vgl. z.B. die deutschen Bürgschaftsregeln (http://ec.
europa.eu/deutschland/press/pr_releases/8316_
de.htm).
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triebsräte die Arbeitsbedingungen am bis-
herigen Standort sogar besser ein als vor
der Maßnahme. Dies machten sie daran
fest, dass nach der durchgeführten Maß-
nahme die Arbeitsplätze sicherer geworden
sind oder beispielsweise die Arbeitsorgani-
sation optimiert wurde. Trotzdem gab es
einen nicht zu vernachlässigenden Anteil
an Betrieben, in denen sich die Arbeitsbe-
dingungen an den bisherigen Standorten
negativ verändert hatten: Für die Beschäf-
tigten war der Arbeitsdruck angestiegen,
das Betriebsklima hatte sich verschlechtert
und die Beschäftigten mussten nach der
Umstrukturierungsmaßnahme mehr und
länger arbeiten als vorher. Trotz Umstruk-
turierung sind die verbliebenen Arbeits-
plätze unsicherer geworden. Dieses Bild
findet sich auch in den verlagerten Betrie-
ben, allerdings in etwas anderen Größen-
ordnungen. Am negativsten stellten sich
die Auswirkungen auf die Arbeitsbedin-
gungen in den ausgegliederten Betrieben
dar. Fast jeder zweite Betriebsrat aus den
ehemaligen Betrieben gab an, dass sich dort
die Arbeitsbedingungen für die Beschäftig-
ten verschärft hatten (ebd.).

Auf der einen Seite schließen in
Deutschland viele Betriebe im Laufe eines
Jahres oder verlagern ihre Standorte ins
Ausland bzw. gliedern Funktionsbereiche
aus. Auf der anderen Seite entstehen auch
häufig im Jahresverlauf neue Betriebe. Da-
neben prägen Branchenkrisen wie die der
Textilindustrie, des Bergbaus, der Foto-
apparateproduktion, der Automobilindus-
trie oder der Aufbau neuer Branchen, wie
z. B. die Solar- und Windkraftindustrie, die
Informations- und Kommunikationstech-
nik (IuK), die Nano- und Biobranche, den
wirtschaftlichen Strukturwandel. Neue Ar-
beitsplätze entstehen per Saldo allerdings
nicht so schnell wie alte wegbrechen, wäh-
rend die Strukturen innerhalb der Gesamt-
wirtschaft gleichzeitig heterogener werden.
Diese Entwicklungen haben nicht nur Aus-
wirkungen auf die Beschäftigten, sondern
oft auch auf den jeweiligen Standort und
das regionale Umfeld. Für Regionen kön-
nen betriebliche Umstrukturierungspro-
zesse oder der Niedergang ganzer Branchen
erhebliche Auswirkungen auf die wirt-
schaftliche Strukturentwicklung haben und
eine Abwärtsspirale in Gang setzen: Der
Unternehmensbestand schrumpft, es wer-
den weniger Arbeitsplätze zur Verfügung
gestellt und der regionale Arbeitsmarkt
wird kleiner, tendenziell geht die Nachfrage
nach Dienstleistungen und Gütern zurück,

die kommunalen Steuereinnahmen sinken,
die gut ausgebildeten Bevölkerungsschich-
ten wandern ab. Für die Region steigt das
Risiko, dass die Infrastruktur nicht mehr
ausgelastet und die Versorgung der Bevöl-
kerung mit grundlegenden Dienstleistun-
gen wie Bildung, Gesundheit und Gütern
des täglichen Bedarfs nicht mehr gewähr-
leistet werden kann.

4
Strukturpolitische 
Antworten

Richtung und Tempo des wirtschaftlichen
Strukturwandels folgen keineswegs unver-
änderbaren Vorgaben, sondern sie werden
beeinflusst durch wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Zielvorstellungen. Bund
und Bundesländer unterstützen die deut-
sche Wirtschaft mit vielfältigen staatlichen
Maßnahmen. Die Strukturförderung will
dabei einerseits die Wettbewerbs- und In-
novationsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft stärken und andererseits Beschäfti-
gung sichern und schaffen. Wie der vor-
herige Abschnitt aber zeigt, haben sich die
Risiken für die Beschäftigten eher ver-
größert.

Dieser Aspekt des wirtschaftlichen
Strukturwandels wird in der Strukturpoli-
tik nicht thematisiert. Ganz im Gegenteil:
Seit Mitte der 1990er Jahre ist ein grundle-
gender Wandel von Zielen, Instrumenten
und Inhalten strukturpolitischer Aktivität
zu erkennen. Dieses Umsteuern wird deut-
lich mit den Megatrends der 1990er Jahre
in Zusammenhang gebracht: Vereinigung
der beiden deutschen Staaten, die euro-
päische Integration (Binnenmarkt, Wirt-
schafts- und Währungsunion, Osterwei-
terung), Einbeziehung der ehemaligen
RGW-Staaten in die internationale Arbeits-
teilung sowie zunehmende Internationali-
sierung der Wirtschaftsbeziehungen (Zieg-
ler 2006). Die Diskussion um die Folgen
dieser Megatrends bei einer gleichzeitig in
Deutschland ausbleibenden Verbesserung
von Wachstum und Arbeitsmarkt stellte die
Effizienz und Effektivität der Struktur-
politik infrage bzw. erforderte ihre Neuaus-
richtung. Mit diesen Problemen stand
Deutschland nicht allein. Auch auf EU-
Ebene mehrten sich die Stimmen, die im
Sinne der Lissabon-Strategie Strukturpoli-
tik in Europa mit reduziertem Finanzvolu-
men unter wachstumsorientierten Aspek-

ten einsetzen und auf Wachstumszentren
konzentrieren wollen.

Wie allerdings die Evaluierung von
staatlichen Maßnahmen der Wirtschafts-
förderung zeigte, deckte sich die öffent-
liche Wahrnehmung über den Misserfolg
strukturpolitischer Instrumente nicht mit
den tatsächlichen Wirkungen entsprechen-
der Aktivitäten. Sowohl makroökonomi-
sche Studien als auch einzelbetriebliche
Wirkungsanalysen bestätigen z. B. der In-
vestitionsförderung positive Effekte auf
Wachstum und Beschäftigung. So zeigt die
makroökonomische Evaluierung der Inves-
titionsförderung (Gemeinschaftsaufgabe
Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur (GRW), steuerliche Investitions-
zulage) in der Studie von Schalk/Untiedt
(2000) für das Verarbeitende Gewerbe in
327 westdeutschen Kreisen auf Basis eines
dynamischen Panelmodells positive, signi-
fikante Nettoeffekte auf Investitionen,Wert-
schöpfung und Erwerbstätigkeit. Auch Un-
ternehmensbefragungen (u.a. GEFRA et al.
2004) bescheinigen der Investitionsförde-
rung eine positive Wirkung. Koller (2004)
belegt anhand des Matching-Ansatzes am
Beispiel der GRW, dass geförderte Betriebe
eine bessere wirtschaftliche Performance
als die Gesamtheit der Betriebe haben; in
Ostdeutschland sind die Unterschiede zwi-
schen geförderten Betrieben und den an-
deren Betrieben sogar noch stärker ausge-
prägt.

Ungeachtet dieser Ergebnisse fand ein
Umsteuern in der Strukturpolitik statt.Aus
Beschäftigtensicht hat die Strukturpolitik
in den letzten Jahren allerdings eine falsche
Richtung eingeschlagen, denn beschäfti-
gungsrelevante Aspekte sind zunehmend
in den Hintergrund getreten. Angesichts
der beschäftigungspolitisch schwierigen
Zeiten, die vor uns liegen, kann diese Ent-
wicklung in den kommenden Monaten
sehr ungünstige Rückwirkungen haben.

4.1 BETRIEBLICHE FÖRDERPOLITIK 

Ein wesentlicher Baustein zur Bewältigung
des Strukturwandels ist die betriebliche
Unternehmensförderung. Diese wird in
Deutschland zwar im engen Zusammen-
hang mit der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ diskutiert, zur betrieblichen Förde-
rung können aber im weiteren Sinne auch
Instrumente der Innovations- und Techno-
logiepolitik,der Mittelstands- und Existenz-
gründungsförderung oder auch der Ener-
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25 Mrd. €. Ein Unternehmen, das eine
Bürgschaft oder einen Kredit beantragt,
muss volkswirtschaftlich besonders förde-
rungswürdig sein. Es kann beispielsweise
einer Schlüsselbranche angehören oder für
die Region besonders wichtig sein (http:
//www.bundesregierung.de/Webs/Breg/ 
konjunkturpaket/DE/Unternehmenskredite/
unternehmenskredite.html – 13.03.2009).

Weitere große und wichtige Förder-
instrumente, die aktuell in Deutschland
eingesetzt werden, um die Wettbewerbs-
und Innovationsfähigkeit deutscher Betrie-
be zu erhöhen, sind:

(1) Europäische Strukturfonds: Sie bilden
das wichtigste Instrument der Förderung
ökonomischer und sozialer Kohäsion und
Solidarität in der Europäischen Union
(EU). Sie sollen zu einer ausgewogenen
Entwicklung in der EU führen, regionale
und soziale Ungleichheiten abbauen sowie
die Lissabon-Strategie und die Europäische
Beschäftigungsstrategie unterstützen. Zwi-
schen 2007 und 2013 erhält Deutschland
über die Europäischen Strukturfonds ca.
26 Mrd. € (Ziegler 2008).

(2) Hightech-Strategie: Die Bundesregie-
rung hat 2006 ressortübergreifend alle An-
strengungen der Innovationspolitik des
Bundes in der Hightech-Strategie gebün-
delt. Damit will Deutschland bis zum Jahr
2010 das Lissabon-Ziel erreichen und den
Anteil von Forschung und Entwicklung auf
3 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP) er-
höhen. Über die Hightech-Strategie wer-
den bis 2009 rund 15 Mrd. € für For-
schung, Technologie und Innovation be-
reitgestellt (Ziegler 2007).

(3) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW): Die
Mittel der GRW bilden nach wie vor das
Rückgrat der Wirtschaftsförderung in
Deutschland. Die Investitionsförderung im
Rahmen der GRW zielt darauf ab, struk-
turelle Probleme in Betrieben zu überwin-
den und wettbewerbsfähige Dauerarbeits-
plätze zu schaffen und zu sichern. Gleich-
wohl nimmt sich die Finanzausstattung 
gemessen an den anderen Fördertöpfen
eher bescheiden aus. So wurden 2008 für
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 644
Mio. € vorgesehen. Dieser Betrag wurde
im Rahmen des Konjunkturprogramms I 
um 200 Mio. € aufgestockt (http://www.
bmwi.de/BMWi/Navigation/Wirtschaft/

land im Jahr 2007 insgesamt Beihilfen in
Höhe von mehr als 14 Mrd. € an die Indus-
trie und in den Dienstleistungssektor (Eu-
ropäische Kommission 2008). Im EU-Ver-
gleich nimmt Deutschland – absolut gese-
hen – damit den Spitzenplatz ein, bezogen
auf das BIP rangiert Deutschland hinter
Portugal, Schweden, Ungarn und Malta auf
dem fünften Platz (Abbildung 1). In dieser
EU-weiten Aufstellung sind die verschiede-
nen Konjunkturprogramme, die mittler-
weile in vielen EU-Staaten als Antwort auf
die Finanz- und Konjunkturkrise aufgelegt
wurden, nicht enthalten.

Die Bundesregierung hat vor allem im
zweiten Konjunkturprogramm das Krisen-
instrumentarium deutlich aufgestockt und
inhaltlich der besonderen Situation ange-
passt. Sie stellt 100 Mrd. € für Unterneh-
men zur Verfügung, die unverschuldet
durch die Krise in finanzielle Schwierigkei-
ten geraten sind. Das Programm enthält
Bürgschaften in Höhe von 75 Mrd. €,
hinzu kommen Kreditprogramme der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) über 

giepolitik gezählt werden, weil auch diese
darauf ausgerichtet sind, Unternehmen in
ihrer Entwicklung zu helfen. Es gibt eine
kaum überschaubare Programmvielfalt der
Wirtschaftsförderung von Bund und Bun-
desländern (www.foerderdatenbank.de).
Trotzdem lassen sich einige Grundlinien
im Förderkonzept erkennen. In Abhängig-
keit von der Zielstellung werden die Pro-
gramme klassischerweise in vier Katego-
rien eingeteilt. Es geht um die Förderung
von betrieblichen Investitionen, um Exis-
tenzgründungen, um die Förderung von
Forschung und Entwicklung oder auch um
Krisenbewältigung. Der Schwerpunkt der
Wirtschaftsförderung wurde in den letzten
Jahren vor allem auf Innovation und Mit-
telstandsförderung ausgerichtet. Krisen-
instrumente spielten bis vor kurzem keine
nennenswerte Rolle.

Für die betriebliche Unternehmensför-
derung geben Bund und Bundesländer
jährlich mehrere Milliarden Euro aus. Nach
dem neuesten Beihilfeanzeiger der Euro-
päischen Kommission flossen in Deutsch-

Abb. 1: Staatliche Beihilfen* in den EU-Mitgliedsländern 2007
– in % des Bruttoinlandprodukts (BIP) – 
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Wirtschaftspolitik/Regionalpolitik/gemein
schaftsaufgabe.html – 04.03.2009).

Ein großer Teil dieser Mittel fließt direkt an
Unternehmen. Wie Abbildung 2 zeigt, spie-
len für die Betriebe die Zuschüsse für In-
vestitionen und Sachmittel eine geringere
Rolle als die Förderung der Lohn- und Ge-
haltskosten. Die ausgewiesenen Förder-
quoten stellen allerdings bei der Investi-
tionsförderung lediglich die Untergrenze
der tatsächlichen Inanspruchnahme öf-
fentlicher Mittel durch die Betriebe dar,
weil das IAB-Betriebspanel nur Zuschüsse,
nicht aber zinsgünstige Kredite, Zulagen
oder Bürgschaften erfasst. Gleichwohl er-
reichte die Inanspruchnahme der öffentli-
chen Förderung bei beiden Förderarten
Mitte der 1990er Jahre ihren Höhepunkt,
in den letzten Jahren ist sie stetig zurückge-
gangen.Am aktuellen Rand erhielten trotz-
dem noch 9 % der ostdeutschen Betriebe
und 4 % der westdeutschen Betriebe öf-
fentliche Zuschüsse für Investitionen und
Sachmittel, bei den Lohnkosten lag die För-
derquote bei 13 % in Ostdeutschland und
8 % in Westdeutschland.

Diese Daten sagen aber nichts über
die Höhe der gezahlten Zuschüsse aus 
und auch nichts darüber, wieviele Arbeits-
plätze und vor allem welche Arten von 
Arbeitsplätzen über die öffentliche För-
derung gesichert und geschaffen werden
konnten.

Welche Auflagen müssen die Betriebe
erfüllen, um in den Genuss der Mittel zu
kommen? Betriebe erhalten die Förderung
nur, wenn sie auf Basis eines schlüssigen
Konzeptes nachweisen können, dass die zur
Förderung stehende Investition ihre Wett-
bewerbsfähigkeit stärkt und zu Beschäfti-
gung führt. Dafür muss der Betrieb einen
spürbaren Eigenbeitrag übernehmen. Das
geförderte Unternehmen muss in der Regel
nachweisen, dass es eigene Investitionen
tätigt und Arbeitsplätze sichert oder schafft.
Die Anzahl der zu schaffenden bzw. zu si-
chernden Arbeitsplätze ist grob von der In-
vestitionssumme abhängig. Generell kön-
nen wir feststellen, dass es nur noch weni-
ge Programme gibt, die die Förderung
nicht an die Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplätzen koppelt. Da das Kriterium
Arbeitsplätze aber nicht das Hauptziel der
Unternehmensförderung ist, werden nicht
selten die ursprünglichen Arbeitsplatzzu-
sagen nach unten korrigiert. Bei der Mit-
telvergabe spielen qualitative Aspekte der
geförderten Arbeitsplätze keine Rolle, wie

z. B. die Höhe des Einkommens, die Ar-
beitsbedingungen oder ob der geförderte
Betrieb die Wahl eines Betriebsrats behin-
dert.

Am Beispiel der GRW wird im Folgen-
den verdeutlicht, welche beschäftigungspo-
litischen Auflagen den Betrieben gemacht
werden und wie unterschiedlich zum Teil
die Vorgaben sind.

Generell unterliegen alle Förderpro-
gramme in Deutschland dem EU-Beihilfe-
recht. Das Beihilferecht setzt den Rahmen
für u. a. die Abgrenzung der Förderinhalte
und -sätze sowie die Art der förderfähigen
Kosten. In Bezug auf die GRW legen Bund
und Bundesländer innerhalb des EU-Bei-
hilferahmens gemeinsam die Regelungen
für die Förderung fest. Die Länder sind al-
leine für die Durchführung zuständig und
können ihre Förderrichtlinien strenger
ausgestalten als es der Koordinierungsrah-
men vorsieht.

Die GRW fördert sachkapitalbezogene
Kosten und Lohnkosten. Nach dem Rah-

menplan der Gemeinschaftsaufgabe setzt
die Gewährung von lohnkostenbezogenen
Investitionszuschüssen voraus, dass durch
die Investition Arbeitsplätze mit über-
durchschnittlicher Qualifikationsanforde-
rung, Arbeitsplätze mit besonders hoher
Wertschöpfung oder Arbeitsplätze in Be-
reichen mit besonders hohem Innova-
tionspotenzial entstehen. Zwar schreibt der
Rahmenplan feste Obergrenzen für die
Fördersumme in Relation zu den geschaf-
fenen bzw. gesicherten Dauerarbeitsplät-
zen vor. Nach aktuell geltenden Regeln 
beträgt der Förderhöchstsatz je geschaffe-
nem Dauerarbeitsplatz 500.000 € und
250.000 € je gesichertem Dauerarbeits-
platz, um die Förderung bei besonders ka-
pitalintensiven und weniger arbeitsplatz-
schaffenden Investitionen zu begrenzen.
Dafür muss sich das geförderte Unterneh-
men lediglich innerhalb eines Zeitraums
von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt der Ge-
währung der Hilfe verpflichten, die zuge-
sagten Arbeitsplätze an dem betreffenden

Abb. 2: Inanspruchnahme öffentlicher Zuschüsse* für ...
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Standort zu halten. Zusätzlich werden Aus-
bildungsplätze besonders gefördert. Ein
neu geschaffener Ausbildungsplatz wird bei
der Förderung wie zwei Dauerarbeitsplät-
ze gezählt. Der Rahmenplan erlaubt zudem
die Förderung von Leiharbeit und Teilzeit.
Voraussetzung ist auch hier, dass es sich 
um Dauerarbeitsplätze handelt, die über
die gesamte Dauer der Bindungsfrist erhal-
ten bleiben. Für die Unternehmensförde-
rung gibt es demnach keinen Widerspruch
zwischen Leiharbeit und Dauerarbeitsplatz.

Hierbei gibt es landesspezifische Re-
geln, insbesondere werden Unter- und

Obergrenzen bei der Lohnkostenförderung
von den Bundesländern festgesetzt (Tabel-
len 1, 2). In der Strukturpolitik spielt „Gute
Arbeit“ als Förderkriterium kaum eine
Rolle. Aber die Bundesländer treffen teil-
weise über den nationalen oder europäi-
schen Rahmen hinausgehende Regelun-
gen:

– Mindestentgelt (in Brandenburg, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen),
– Leiharbeit (Mecklenburg-Vorpommern
und Sachsen-Anhalt schließen Leiharbeit
bei der Förderung aus),

– Ausbildung (Brandenburg bestraft Be-
triebe, die nicht angemessen ausbilden und
Subventionen beantragen),
– Tarifliche Bezahlung (in Mecklenburg-
Vorpommern und in Sachsen ist die tarif-
liche Bezahlung bei den ESF-Maßnahmen
vorgesehen).

Das heißt, auf Landesebene existiert ein ge-
wisser Spielraum, um Kriterien für „Gute
Arbeit“ in die Strukturpolitik zu bringen,
den die Länder auch teilweise nutzen.

4.2 UMORIENTIERUNG STRUKTUR-
POLITISCHER INHALTE

Die strukturpolitische Umsteuerung zeigt
sich darüber hinaus auch in den Inhalten
und in der Zusammensetzung der Akteure.
Unternehmensstrategische Konzepte und
betriebswirtschaftliche Kosten-Nutzen-Kal-
küle wurden in der Strukturpolitik auf
staatliches Handeln übertragen. Die globa-
le Wettbewerbsfähigkeit ist hier der Bewer-
tungsmaßstab. Insbesondere an den fol-
genden Punkten wird dies deutlich:

(1) Strategisch geht es um Innovationsför-
derung. Mit Unterstützung von Unterneh-
mensberatungen wurden in den letzten
Jahren für den Bund und die Bundesländer
Branchenprofile entwickelt. Darin sind so-
genannte Kompetenzfelder bzw. Schlüssel-
technologien festgelegt worden, von denen
man sich hohe Wachstumsraten erhofft.
Die Technologieprofile ähneln sich stark.
Alle sehen ihre Zukunft in der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie,
der Bio- und Gentechnologie, der Medi-
zintechnik, der Energietechnik oder im Ge-
sundheitsbereich.

(2) Wirtschaftlich geht es um die Entwick-
lung von Clustern. Diese Kompetenzfelder
bzw. Schlüsseltechnologien sollen entlang
ihrer Wertschöpfungskette erschlossen wer-
den. Am Beispiel der Kompetenzfeldent-
wicklung wird deutlich, dass sich der inter-
nationale Wettbewerb zwischen Standor-
ten, Techniken, Unternehmen und Pro-
dukten in der Bundesrepublik in einem
Wettbewerb der Bundesländer um den bes-
ten Technologiestandort fortsetzt (Ziegler
2003). Ob dieser eingeschlagene Weg unter
Effizienzgesichtspunkten zielführend ist,
muss infrage gestellt werden, denn nur we-
nige deutsche Standorte der Spitzentech-
nologie haben eine realistische Chance, im
weltweiten Technologiewettbewerb mit-

Tabelle 1: Landesspezifische strukturpolitische Förderregelungen –
Sachkapital – in Euro –

Begrenzung je neu Begrenzung je gesichertem
geschaffenem Dauerarbeitsplatz Dauerarbeitsplatz

Rahmenplan 500.000 250.000
Bayern k. A. k. A.
Berlin k. A. k. A.
Brandenburg 500.000 125.000
Hessen k. A. k. A.
Mecklenburg-Vorpommern 80.000 250.000
Niedersachsen 500.000 250.000
Nordrhein-Westfalen 500.000 250.000
Rheinland-Pfalz 500.000 250.000
Saarland 250.000 k. A.
Sachsen 500.000 – 300.000 k. A.
Sachsen-Anhalt 500.000 – 300.000 k. A.
Schleswig-Holstein 35.000 – 25.000 35.000
Thüringen 500.000 k. A.
Gültig ab 1. Januar 2007. Nicht aufgeführte Bundesländer fallen nicht in die GRW-Förderung.
K. A. – Keine Abweichungen vom Rahmenplan.

Quelle: Zusammenstellung der Autorin, in Anlehnung an Titze 2007, S. 36.

Tabelle 2: Landesspezifische strukturpolitische Förderregelungen –
Lohnkosten

Bruttolohn Gehälter für Erforderliche Maximale Höhe
(vor Steuern) + Geschäftsführer minimale Höhe pro Person und 
gesetzlichen und geschäfts- pro Person und Jahr in Euro

Sozialabgaben führende Jahr in Euro
Gesellschafter

Rahmenplan Z – – –
Bayern* Z – – –
Berlin Z – – –
Brandenburg Z U 35.000 50.000
Hessen – – – –
Mecklenburg-Vorpommern Z – – –
Niedersachsen* Z – – –
Nordrhein-Westfalen* Z – – –
Rheinland-Pfalz* Z U – 50.000
Saarland U – – –
Sachsen Z U 25.000 50.000
Sachsen-Anhalt Z U 20.000 50.000
Schleswig-Holstein – – – –
Thüringen Z U 25.000 –
Gültig ab 1. Januar 2007. Nicht aufgeführte Bundesländer fallen nicht in die GRW-Förderung.
Z = (zulässig) förderfähige Lohnkosten; U = (unzulässig) nicht förderfähige Lohnkosten; – = keine spezifische Regelung.
* Gefördert werden neu geschaffene Arbeitsplätze, deren überwiegender Teil eine der folgenden Kriterien erfüllen muss: überdurch-
schnittliche Qualifikationsanforderung, besonders hohe Wertschöpfung, Arbeitsplätze in einem Bereich mit besonders hohem Inno-
vationspotenzial.

Quelle: Zusammenstellung der Autorin, in Anlehnung an Titze 2007, S. 43.
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halten zu können. Viele Beispiele zeigen,
dass angesichts mächtiger Konkurrenz
vielmehr ein gemeinsames, abgestimmtes
Vorgehen von vielen Regionen und Betrie-
ben etwa bei Innovation, Marketing, Qua-
lifizierung und Nutzung von Arbeitskräf-
ten und Maschinen ein besserer Weg sein
kann. Wie die Erfahrungen mit betriebli-
chen Umstrukturierungen in Ostdeutsch-
land zudem zeigen, lassen sich auch ge-
fährdete Regionen und Branchen sowie
Unternehmen unter verschärften Welt-
marktbedingungen in Deutschland mit ge-
eigneten politischen Instrumenten stabili-
sieren.

(3) Räumlich geht es heute um Wirtschafts-
regionen und insbesondere um solche
Standorte, die einen großen Beitrag zu
Wachstum und Innovation leisten. Eine
zentrale Rolle spielen die Metropolregio-
nen, die gestärkt werden müssen, weil sie
als Motoren der wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Entwicklung gelten. Hier
werden die Wachstums- und Innovations-
potenziale gesehen, um Deutschland inter-
national wettbewerbs- und konkurrenz-
fähig zu machen (Müller/Sträter 2008,
S.270ff.). Aber diesen Wirtschaftsregionen
fehlt als Akteur oder Institution nicht selten
demokratische Legitimation und Trans-
parenz.

(4) Organisatorisch geht es um die Koope-
ration und Vernetzung von Unternehmen
und Wissenschaft. Dazu wird in zuneh-
mendem Maß das Instrument des Wettbe-
werbs eingesetzt. Ziel dieser Wettbewerbe
ist es, die Kooperation und Vernetzung ver-
schiedener Akteure zu intensivieren, die an
einem gemeinsamen Projekt arbeiten. Die
einzelnen Projekte stehen in Konkurrenz
zueinander, das Land entscheidet nach be-
stimmten Kriterien, welches Projekt geför-
dert wird. In diesen Wettbewerben werden
die Akteure aufgefordert, innovative Pro-
jektideen in Projektteams gemeinsam zu
entwickeln und sich bei der entsprechen-
den Stelle zu bewerben. Über diesen Weg
sollen innovative Verbundprojekte identifi-
ziert und anschließend die besten Projekte
gefördert werden.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass
heute die Strukturpolitik von wissensinten-
siven Unternehmen, Forschungs- und Ent-
wicklungseinrichtungen dominiert wird.
Außen vor bleiben Arbeitnehmerinteressen
und -vertretungen, soziale und nicht-wett-

bewerbsorientierte Politikbereiche. Das
heißt, die neue Strukturpolitik ist in dem
Sinne wettbewerbsorientiert, dass sie nach
dem Motto „Starke stärken“ eindeutig auf
Hightech und Leuchttürme, Zukunfts-
branchen, Wettbewerbe sowie Hochquali-
fizierte setzt. Zwar ist gegen Wettbewerb
und Innovationsförderung generell nichts
zu sagen. Nur wenn man – wie in der 
aktuellen Strukturpolitik – die Akzente
einseitig setzt, schüttet man gewisser-
maßen das Kind mit dem Bade aus. Die
Strukturpolitik ist selektiv geworden und
schließt die vermeintlich Schwachen aus,
wie Un- und Angelernte, Branchen des 
Lowtech-Bereichs, strukturschwache Re-
gionen etc.

Eine solch einseitige Ausrichtung auf
sogenannte Leuchttürme vernachlässigt
außerdem, dass einige wenige Hightech-
Unternehmen allein nicht hinreichend
sind. So besteht ein Leuchtturm nicht nur
aus dem Leuchtfeuer, sondern er hat auch
Stockwerke mit ganz unterschiedlichen
Funktionen. Zudem steht der Leuchtturm
auf einem festen Fundament. Übertragen
auf die Wirtschaft heißt das zweierlei:

(1) Auch im hoch entwickelten Industrie-
staat Deutschland können Lowtech-Unter-
nehmen mit guten Produkten und Ideen
erfolgreich sein. Ihre einfachen Produkte
entstehen mit hoch technisierten Anlagen.
In diesen Unternehmen arbeiten immer
noch die meisten Beschäftigten in Deutsch-
land (Hirsch-Kreinsen 2005).

(2) Problemlösungen zwischen Betrieb,
Branche und Region sind dann Erfolg ver-
sprechend, wenn unterschiedliche Akteure
an dem Prozess beteiligt sind und ein diffe-
renzierter Einsatz von Förderinstrumenten
und -strategien organisiert werden kann.
So ist die Zusammenarbeit in Unterneh-
mensclustern dann besonders wirkungs-
voll, wenn sie sich nicht nur auf die An-
wendung neuer Technologien,sondern auch
auf Weiterbildung, Qualifizierung und in-
novative Arbeitszeitgestaltung bezieht.

(3) Die Entwicklung von Zukunftsbran-
chen ist kein Selbstläufer. Sie muss in eine
breite Strategie zur Wirtschaftsentwicklung
eingebettet werden, die flankiert wird
durch Bildung, Qualifizierung und Krite-
rien „Guter Arbeit“. Beschäftigte sind an ei-
ner sicheren, angemessen entlohnten und
an einer guten Arbeit interessiert und dar-
an, dass an ihrem Wohnort die Versorgung

mit grundlegenden Dienstleistungen wie
Bildung, Gesundheit und Handel gewähr-
leistet ist.

5
Schluss

Trotz mancher positiver Ansätze ist die
Wirtschafts- und Strukturpolitik aus be-
schäftigungspolitischer Sicht ambivalent
zu beurteilen. Gerade in Krisenzeiten muss
sie sich in erster Linie an der Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplätzen messen las-
sen und dies in quantitativer und qualitati-
ver Hinsicht. Bislang ging die Politik davon
aus, dass durch die Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit von Unternehmen ganz au-
tomatisch mehr und bessere Arbeitsplätze
entstehen und die bestehenden Arbeits-
plätze sicherer werden. Diese Gesetzmäßig-
keit ist seit einigen Jahren mit dem Entste-
hen von neuen Unternehmenskonzepten,
der Dominanz des Shareholder-Value-An-
satzes und der kurzfristigen Renditeorien-
tierung nicht mehr gültig. Ganz im Ge-
genteil: Die neue Strukturförderung unter-
stützt sogar den Wettbewerb um Unter-
nehmen, Standorte und Fachkräfte. Staat-
liches Handeln wird rein nach betriebs-
wirtschaftlichem Kostenkalkül bewertet,
darüber hinausgehende gesellschaftspo-
litisch erstrebenswerte Ziele (Gerechtig-
keit,Vollbeschäftigung, sozial-ökologisches
Wirtschaften, flächendeckende Versorgung
der Bevölkerung mit grundlegenden Dienst-
leistungen, existenzsicherndes Einkommen
und vieles mehr) haben in dieser Strategie
keinen Platz.

Nach wie vor werden in Deutschland
massiv Unternehmen unterstützt. In der
Regel werden die Subventionen an die Zu-
sage von Arbeitsplätzen seitens des zu för-
dernden Unternehmens geknüpft. Wie die
Förderpraxis aber zeigt, wird nicht selten
die Zahl der zugesagten Arbeitsplätze nach
unten korrigiert. Außerdem spielen bei der
Mittelvergabe qualitative Aspekte der ge-
förderten Arbeitsplätze keine Rolle. In den
letzten – wirtschaftlich guten – Jahren ha-
ben sich die Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten vielfach verschlechtert. Heute –
in einer beschäftigungspolitisch schwieri-
gen Zeit – erscheint es deshalb umso wich-
tiger, Kriterien „guter Arbeit“ in die staatli-
che Förderpolitik aufzunehmen.

„Gute Arbeit“ heißt in der Strukturpo-
litik, dass ein Unternehmen nur dann Sub-
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ventionen erhalten soll, wenn es Entgelte
zahlt, die existenzsichernd sind, wenn es
den Tarifvertrag einhält sowie Dauerar-
beitsplätze schafft und erhält, die deutlich
länger als fünf Jahre bestehen.

Um dieses zu erreichen, müssen Bund
und Bundesländer in einem ersten Schritt
eine transparente Förderpolitik umsetzen.

Einen guten Rahmen liefert hier die Eu-
ropäische Transparenzinitiative (IP/06/
1855 Brüssel, 20. Dezember 2006). Außer-
dem sollten die vorhandenen Beteiligungs-
strukturen – insbesondere die, die im Rah-
men der Europäischen Strukturfonds mit
den Sozialpartnern aufgebaut wurden – für
die Kontrolle genutzt werden. Jede Subven-

tionierung eines Unternehmens sollte eine
Innovationsvereinbarung enthalten, in der
eine Strategie festgeschrieben wird, wie 
das Unternehmen besser werden will, so-
dass es zukünftig ohne Subvention wirt-
schaften und mehr und bessere Jobs anbie-
ten kann.
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